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Beschluss:
Dem geplanten Erlass einer mietrechtlichen Verordnung durch das Land Niedersachsen 
werden keine Einwände entgegengebracht. 
Damit wird für das Gebiet der Stadt Braunschweig für die Dauer von fünf Jahren die 
Mietpreisbremse, die Kappungsgrenzenverordnung und die Kündigungssperrfristverordnung 
eingeführt. 

Sachverhalt:

Rechtslage

Mit dem am 1. Juni 2015 in Kraft getretenen Mietrechtsnovellierungsgesetz des Bundes wird 
den Ländern die Möglichkeit gegeben, durch Verordnung Gebiete zu bestimmen, in denen 
die Instrumente „Mietpreisbremse“, „Kappungsgrenzenverordnung“ und 
„Kündigungssperrfristverordnung“ zur Anwendung kommen (Erläuterung dieser rechtlichen 
Instrumente siehe Anlage 2). Diese Verordnungen sind zeitlich befristet.

Derartige Gebiete liegen nach der Definition des Gesetzgebers vor, wenn die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen 
besonders gefährdet ist. Zur Konkretisierung dieser besonderen Gefährdungslage enthält 
das Gesetz weitere Kriterien, die jedoch nicht abschließend sind (z. B. 
Mietsteigerung/Mietbelastung deutlich über Bundesdurchschnitt, geringer Leerstand bei 
großer Nachfrage).

Planungsstand in Niedersachsen

Das Land Niedersachsen hat mit Schreiben vom 9. Dezember 2015 angekündigt, zusätzlich 
zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus, die oben genannten mietrechtliche 
Verordnungen für die „Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt“ in Niedersachsen zu 
erlassen. 

In seiner Begründung bezieht sich das Niedersächsische Ministerium für Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung dabei auf die „Analyse zur Festlegung der Gebietskulisse für 
eine Mietbegrenzungsverordnung in Niedersachsen“ (Anlage 1) der NBank. 



In dieser Analyse werden niedersachsenweit Gebiete identifiziert, in denen mittlerweile von 
einer angespannten Wohnungsmarktlage gesprochen werden muss.

Die Einführungen der Verordnungen bedarf keines gesonderten gemeindlichen 
Vollzugsaktes und führt nach Darstellung des Landes zu keinem behördlichen Mehraufwand 
der Kommunalverwaltung. Es werden keine neuen Prüf- oder Handlungspflichten eingeführt. 
Weder müssen Vermieter oder Mieter die Mietverträge bei der Gemeinde vorlegen, noch 
müssen die Gemeinden Miethöhe oder die Einhaltung der Kündigungssperrfrist überwachen. 
Die Verordnungen begründen lediglich eine rechtliche Stärkung der Mieter.

Der Niedersächsische Städtetag fordert, dass das Land die „Gebiete mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt“ nur nach eingehender Beteiligung der betroffenen 
Kommunen und nicht gegen deren Willen festlegt.

Überprüfung der Wohnungsmarktsituation durch das Land Niedersachsen

Das Land Niedersachsen hat zum einen eine Selbsteinschätzung der Kommunen bzgl. der 
Wohnungsmarktlage erfragt. Zum anderen hat das Land durch die NBank die „Analyse zur 
Festlegung der Gebietskulisse für eine Mietbegrenzungsverordnung in Niedersachsen“ er-
stellen lassen (Anlage 1). Es wird u.a. festgestellt, dass in der Stadt Braunschweig die 
ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen 
Bedingungen besonders gefährdet ist. Somit bestehen für Braunschweig die 
Voraussetzungen für das Erlassen der unter „Rechtslage“ beschriebenen Verordnungen.

Neben Braunschweig kommt die NBank zu dem Schluss, dass auch in weiteren 
11 niedersächsischen Städten sowie den Inselgemeinden die Versorgung der Bevölkerung 
mit Mietwohnungsraum nicht ausreichend ist. 

Position der Stadt Braunschweig

Im “Bündnis für Wohnen Braunschweig“ wurde das Thema „Mietpreisbremse“ bereits kontro-
vers diskutiert. Der Mieterverein Braunschweig schlug vor, dass die Stadt Braunschweig das 
Land auffordern solle, die Einführung einer Mietpreisbremse für Braunschweig vorrangig zu 
prüfen.

Vertreter der Wohnungsbaugenossenschaften und Vertreter von „Haus & Grund“ hingegen 
hielten die Einführung der Mietpreisbremse in Braunschweig für unnötig und zusätzlich er-
schwerende Bürokratie.

Bei der Abstimmung zu den Handlungsempfehlungen des „Bündnis für Wohnen“ gab es ein 
Votum von 15 zu 17 Stimmen dagegen, das Land zur besonderen Prüfung für Braunschweig 
aufzufordern.

Die Instrumente „Kappungsgrenzenverordnung“ und „Kündigungssperrfristverordnung“ 
wurden im Bündnis für Wohnen nicht diskutiert.

Es bestünde für die Stadt Braunschweig die Möglichkeit, in der Stellungnahme gegenüber 
dem Land Niedersachsen den Wunsch zu äußern, von der vorgesehenen Verordnung aus-
genommen zu werden. Es müsste dabei argumentativ begründet werden, warum in Braun-
schweig die Wohnungsmarktsituation anders zu beurteilen ist als in anderen niedersächsi-
schen Städten. Zudem müsste aufgezeigt werden, welche besonderen alternativen 
Maßnahmen die Stadt ergreift, um sicherzustellen, dass sich die Situation auf dem 
Wohnungsmarkt verbessert.



Trotz der bereits eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnraumversorgung 
z. B. durch das Wohnraumversorgungskonzept, die Vielzahl der mittlerweile beschlossenen 
Bauleitpläne für Wohnungsbau und der eingeleiteten Planungen sind keine derart 
außergewöhnlichen Umstände erkennbar, die eine solche Sondersituation begründen ließen. 

Angekündigtes Vorgehen des Landes

In seinem Schreiben vom 9. Dezember 2015 hat das Niedersächsische Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung mitgeteilt, dass seitens des Landes geplant ist, alle 
drei unter „Rechtslage“ beschriebenen Instrumente in einer Rechtsverordnung zusammen zu 
fassen und in Kraft zu setzen. Die Dauer der Verordnung soll fünf Jahre betragen.
Die Stadt Braunschweig wurde zur Stellungnahme zu diesem Verfahrensvorschlag mit Frist 
bis zum 6. März 2016 aufgefordert.

Vorgeschlagene Inhalte der Stellungnahme

Eine Begründung, warum die Wohnungsmarktlage in Braunschweig grundlegend anders zu 
beurteilen ist als in anderen niedersächsischen Städten, gibt es aktuell nicht. Auch die denk-
bare Argumentation mit alternativen Maßnahmen wie dem Wohnraumversorgungskonzept 
ändert daran nichts, da auch in anderen Städten vergleichbare Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Die Verwaltung schlägt daher vor, die Einführung der vom Land angekündigten 
Verordnungen zu akzeptieren. Der Entwurf der Stellungnahme ist als Anlage 3 beigefügt.

Auswirkungen und Nutzen der Verordnungen sind derzeit noch nicht abschätzbar und sollten 
im Weiteren beobachten werden.

Leuer

Anlagen:
Anlage 1: Analyse NBank 
Anlage 2: Erläuterung der rechtlichen Instrumente
Anlage 3: Entwurf der Stellungnahme der Stadt Braunschweig
Anlage 4: Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und
 Gleichstellung vom 09.12.2015
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Vorüberlegungen 
 

Anlass und Untersuchungsziel 
 
Mietpreisbremse 

Die Wohnungsmärkte in Niedersachsen differenzieren sich immer weiter aus. 

Während in den ländlichen Regionen oft mehr als genug Wohnungen und Häu-

ser zur Verfügung stehen, wird Wohnraum in den urbanen Räumen in den letz-

ten Jahren deutlich knapper. Die großen Städte wirken mit ihren Arbeitsplätzen 

und Universitäten wie Magneten auf Arbeitssuchende und auf (junge) Men-

schen in der Aus- und Weiterbildungsphase. Darüberhinaus vermeiden Fami-

lienhaushalte zunehmend längere Wege zwischen Arbeits- und Wohnort.  

Die wieder zunehmende Attraktivität der Städte traf bis 2010 auf eine nur 

geringe Angebotsausweitung. In der Folge stiegen die Wohnungsmieten und  

-kaufpreise in den verstädterten Räumen deutlich. Erst die Baugenehmigungen 

2014 und 2015 zeigen, dass das inzwischen erreichte relativ hohe Preisniveau in 

Verbindung mit historisch niedrigen Hypothekenzinsen die ökonomischen An-

reize für stärkere Neubauaktivitäten liefert.  

In der Zwischenzeit hat der Gesetzgeber auf die steigenden Mieten reagiert 

und den Ländern in dem am 01.06.2015 in Kraft getretenen § 556d Abs. 2 BGB 

die Möglichkeit gegeben, Gebiete durch Rechtsverordnung auszuweisen, in 

denen Vermieter die Mieten bei Wiedervermietung maximal auf die ortsübliche 

Vergleichsmiete zuzüglich 10 % anheben dürfen. In diesen Gebieten muss die  

_ ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen  

_ zu angemessenen Bedingungen  

_ besonders gefährdet sein. 

 

Der Gesetzgeber sieht dies als erfüllt an, wenn 

_ die Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt,  

_ die durchschnittliche Mietbelastung der Haushalte den bundesweiten  

 Durchschnitt deutlich übersteigt,  

_ die Bevölkerung wächst, ohne dass entsprechend neuer Wohnraum geschaf- 

fen wird, oder 

_ geringer Leerstand bei großer Nachfrage besteht.  

 

Trotz dieser Konkretisierung müssen weitere Vorüberlegungen angestellt wer-

den. Die Versorgung mit Mietwohnungen ist zunächst einmal dann ausrei-

chend, wenn Mietwohnungen in ausreichender Zahl für den Bevölkerungsteil 

zur Verfügung steht, der Wohneigentum aus finanziellen oder anderen Gründen 

ablehnt. Das Mietwohnungsangebot muss zudem angemessen sein, d.h. Miet-

wohnungen müssen zu einer dem Haushaltseinkommen angemessenen Miete 

und in angemessener Qualität zur Verfügung stehen. Da sich die Qualität in der 
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Regel im Mietpreis widerspiegelt, kann auf die Verfügbarkeit zu einem ange-

messenen Preis abgestellt werden. 

Die Feststellung einer gefährdeten Versorgung setzt voraus, dass die zuvor 

beschriebene ausreichende oder genormte Versorgung messbar gemacht wurde. 

In einem weiteren Schritt ist festzulegen, ab welchen Normabweichungen von 

einer besonderen Gefährdung auszugehen ist.  

Zu diesen Fragen gibt es keine in der Wohnungsmarktforschung allgemein 

anerkannten Antworten bzw. Ergebnisse. Die vorliegende Anlayse fußt daher 

auf einem Modell, dass den Rahmenbedingungen einer gerichtsfesten Untersu-

chung bestmöglich gerecht wird.  

 
Weitere Untersuchungsziele 

Obige Definition angespannter Wohnungsmärkte wird ebenfalls genutzt, um 

Gebiete abzugrenzen, in denen Bestandsmieten innerhalb von drei Jahren nur 

um maximal 15 % bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete erhöht werden dürfen 

(verringerte Kappungsgrenze nach §558 Abs. 3 BGB). 

Schließlich möchte die Landesregierung die Frist verlängern, die vorgibt, 

nach welcher Zeit Erwerber einer Mietwohnung dem bisherigen Mieter wegen 

Eigenbedarf frühestens kündigen dürfen. Nach § 573c BGB gilt eine Frist von 

drei Jahren. In Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt ist eine Verlänge-

rung auf zehn Jahre möglich (Kündigungssperrfristverordnung nach § 577a 

Abs. 2 BGB).  

Da die Einführung einer Mietpreisbremse die stärksten Kriterien zur Abgren-

zung von Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt verlangt, können diese 

Gebiete auch zur Einführung der weiteren Verordnungen genutzt werden. 

 

 

Methodisches Vorgehen 
 
Was wird untersucht? 

In Niedersachsen gibt es nur einige wenige große Mietwohnungsmärkte. Sechs 

Städte haben mehr als 100.000 Einwohner, weitere neun Städte mehr als 50.000 

Einwohner. Um jedoch angespannte Wohnungsmärkte in vermeintlich zu klei-

nen Kommunen nicht zu übersehen, fließen in die Analyse Informationen aus 

allen 416 Städte und Gemeinden ein. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit wird 

die Ebene der Einheits- und Samtgemeinden betrachtet. 

Auf der Grundlage der im Gesetz genannten Bedingungen werden Indika-

toren ausgewählt, die in geeigneter Kombination ein Gesamtbild für jede 

Kommune ergeben, nach dem diese Kommune den Tatbestand eines ange-

spannten Wohnungsmarktes erfüllt oder nicht. 

Die Wohnungsmärkte auf den Nordseeinseln unterliegen besonderen Ent-

wicklungen und Preisdynamiken. Sie sind gesondert zu betrachten. 

 
Welcher Zeitraum wird untersucht? 

Die Analyse angespannter Wohnungsmärkte bezieht sich auf mehrere Zeitpunk-

te bzw. eine zeitliche Entwicklung. Nur der Längsschnitt erlaubt eine Ablei-
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tung, ob sich die Marktlage in naher Zukunft verschärfen oder entspannen wird. 

Zudem sind u. a. steigende Mieten nachzuweisen. 

Die Erfahrungen aus der Wohnungsmarktbeobachtung haben gezeigt, dass 

eine jährliche Aktualisierung der Daten für aussagefähige Analysen ausreicht. 

Der aktuellste verfügbare Datenstand ist das Jahresende 2014 (31.12.2014). 

Das Zeitintervall der Analyse beträgt vier Jahre (2010-2014). Bei der Ver-

wendung von Einwohner- und Wohnungszahlen wurden die Jahre 2011 und 

2014 verglichen. Damit sind „Datensprünge“ durch den Zensus 2011 ausge-

schlossen. Für den genannten Zeitraum kann angenommen werden, dass er die 

aktuellste Entwicklung abbildet und sich die Indikatorwerte im Wesentlichen 

jeweils in eine Richtung entwickelten, d. h. Anstieg und Rückgang neutralisier-

ten sich nicht. Ebenfalls ist davon auszugehen, dass der Betrachtungszeitraum 

lang genug ist, um Zufallseinflüsse und damit falsche Schlussfolgerungen zu 

minimieren. 

 
Wann ist ein Wohnungsmarkt angespannt? 

Als Vergleichswert hat das Land Niedersachsen den Landesdurchschnitt festge-

setzt. In der vorliegenden Analyse ist die Wohnungsmarktlage in einer Kom-

mune immer dann angespannt, wenn die betrachteten (Teil-)Indikatoren min-

destens eine um zehn Prozent schlechtere Ausprägung aufweisen als der Lan-

desdurchschnitt. Dieser Indikatorwert wird als Schwellenwert bezeichnet. 
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Analyse 
 

Überdurchschnittlich stark steigende Mieten 
 
Aussage 

Die Preisentwicklung spiegelt grundsätzlich die Veränderung des Verhältnisses 

von Angebot und Nachfrage wieder. Verschiebungen von Mietwohnungsange-

bot und -nachfrage bilden die Wohnungsmieten ab. Dabei können höhere 

Marktmieten sowohl eine quantitative Verengung des Marktes aus Nachfrager-

sicht als auch höhere Angebotsqualitäten bei gleichen Quantitäten, oder beides 

gleichzeitig anzeigen.  

 
Operationalisierung 

Verwendung finden daher drei Teilindikatoren: die mittlere Nettokaltmiete je 

Quadratmeter Wohnfläche für Mietangebote in einer Gemeinde im Jahr 2014, 

der Abstand dieser Angebotsmiete zur mittleren Vergleichs- bzw. Bestandsmie-

te je Quadratmeter Wohnfläche im Jahr 2014 und die Veränderung dieses Ab-

stands von 2010 bis 2014. 

Da amtliche Mietpreisinformationen lediglich alle vier Jahre im Rahmen 

einer Mikrozensus-Zusatzerhebung für elf niedersächsische Regionen vorlie-

gen, wurden die bereits der NBank vorliegenden Angebotsmieten vom Ham-

burger Institut F+B Forschung und Beratung für Wohnen, Immobilien und 

Umwelt GmbH (F+B) genutzt bzw. ergänzende F+B-Datenpakete (Vergleichs-

mieten) eingekauft.  

Die Angebotsmieten basieren im Wesentlichen auf Auswertungen und Be-

reinigungen (z. B. Doubletten) der Internet-Immobilienportale und von Zei-

tungsinseraten. Damit stellt der Datensatz keine repräsentative oder gar Voll-

Erhebung dar. Insbesondere mietgebundene Wohnungen werden häufig über 

eigene Anbieterportale vermarktet. Auch werden Wohnungen nicht erfasst, die 

informell bzw. privat neu vergeben werden. Allerdings treffen diese Unzuläng-

lichkeiten in ähnlicher Weise für alle Märkte ähnlicher Größe und für jeden 

Beobachtungszeitpunkt zu, so dass sie die Ergebnisse kaum verzerren. 

Bei den F+B-Vergleichsmieten handelt es sich um von F+B erhobene Da-

ten aus den jeweils aktuellen Mietspiegeln, die für einen Referenzwohnungstyp 

für bis zu acht Baualtersklassen ausgewertet werden. Im Rahmen des jährlich 

erscheinenden F+B-Mietspiegelindex werden die Daten auf einen einheitlichen 

Stichtag normiert und ein Durchschnittswert je Gemeinde ermittelt. Auf Basis 

aller in Deutschland vorhandenen Mietspiegel hat F+B ein Modell entwickelt, 

das auf alle Städte und Gemeinden ohne Mietspiegel angewendet wird. 

Die Angebotsnettokaltmiete betrug 2014 in Niedersachsen durchschnittlich 

6,20 Euro/qm. Dieser Wert überstieg die durchschnittliche Bestandsmiete um 

21,1 %. Dieser Abstand zwischen Bestands- und Angebotsmiete hat sich von 

2010 bis 2014 um acht Prozentpunkte von 13 auf 21 % erhöht. Damit betragen 

die jeweils um zehn Prozent höheren Schwellenwerte 6,82 Euro/qm, 23,2 % 

und 8,8 Prozentpunkte. 
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Bestands- und Wiedervermietungsmieten 2010 bis 2014 in Braunschweig 

(Abb. 1) 

 

 

Datenbasis: F+B 

 

 

In Städten, in denen diese Schwellenwerte überschritten werden, ist der Woh-

nungsmarkt angespannt. Z. B. lagen die Wiedervermietungs- bzw. Angebots-

mieten in Braunschweig 2014 mit 7,60 Euro/qm um mehr als zehn Prozent 

(23 %) über dem Landesdurchschnitt (6,20 Euro/qm) und noch deutlicher über 

der Bestandsmiete in Braunschweig (5,70 Euro/qm). Während sich der Abstand 

zwischen Angebots- und Bestandsmiete sich in Niedersachsen von 13 % in 

2010 auf 21 % in 2014 um acht Prozentpunkte erhöht hat, lag in Braunschweig 

der Anstieg mit 27 Prozentpunkten deutlich über dem Schwellenwert in Höhe 

von 8,8 Prozentpunkten. Die Einzelwerte für die drei Teilindikatoren für alle 

Städte und Gemeinden zeigen die drei folgenden Karten. 

Die Angebots- bzw. Wiedervermietungsmieten wie auch ihr Abstand zu 

den Vergleichs- bzw. Bestandsmieten sind in den großen Städten und den ver-

städterten Regionen am höchsten (Abb. 2 und 3). Auch hat sich in diesen Ge-

bieten der Abstand zwischen Bestands- und Wiedervermietungsmieten am 

stärksten vergrößert (Abb. 4). Letzteres gilt auch für einige ländliche Regionen 

– allerdings bei niedrigerem Mietniveau.  
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Wiedervermietungsmieten 2014 (Abb. 2) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Datenbasis: F+B 
Kartenbasis: GfK GeoMarketing 
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Abstand Bestands- und Wiedervermietungsmieten 2014 (Abb. 3) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Datenbasis: F+B 
Kartenbasis: GfK GeoMarketing 

  


